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(Nr. 13277.) Verordnung über die Übertragung des Rechtes zum Ausbau von Teilen des Mühlenbachs 
an die Gemeinde Haltern. Vom 17. September 1927. i 


De politifchen Gemeinde Haltern Kirchſpiel wird auf Grund des $ 155 Abſ. 2 des Waſſergeſetzes vom 7. April 
1913 (Geſetzſamml. S. 53) das Recht übertragen, den „Mühlenbach“ und ſeine Ufer von ſeinem Austritt aus dem 
Gebiete der Entwäſſerungsgenoſſenſchaft „Ap⸗ und Riethwieſen / bis zur Grenze der Parzellen Flur 18 Nr. 954/185 
und 1021/185 der Gemeinde Haltern Kirchſpiel auszubauen. 


Berlin, den 17. September 1927. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Steiger. 


Auf Grund des § 30 des Beamtendienſteinkommensgeſetzes vom 17. Dezember 1920 in der FJaſſung der Bekannt⸗ 
machung des Finanzminiſteriums vom 13. Mai 1924 (Geſetzſamml. ©. 487) wird verordnet: 


$1. 
Die Feſtſetzung des Beſoldungsdienſtalters der Polizeiwachtmeiſter (S. B.) erfolgt, ſoweit in dieſer Ver⸗ 
ordnung nichts anderes beſtimmt iſt, nach den Vorſchriften des Beamtendienſteinkommensgeſetzes. 


82. 
Bei der Beförderung zum Polizeioberwachtmeiſter erhält der Schutzpolizeibeamte in Beſoldungsgruppe A 4 


ein Beſoldungsdienſtalter von 8 Jahren; ein Aufrücken über die ſechſte Stufe der Beſoldungsgruppe A 4 hinaus 
findet nicht ſtatt. 


83. 
(1) Der Polizeioberwachtmeiſter erhält bei ſeiner Beförderung zu dieſem Dienſtgrad, früheſtens jedoch mit 
Ablauf des ſiebenten Dienſtjahres eine einmalige Dienſtbelohnung don 600 ., Anwärtern mit Ausſicht auf 
beſchleunigte Beförderung ſteht die Belohnung nicht zu. 


(2) Die Beſtimmung im Abſ. 1 findet nur auf die feit dem 1. April 1926 in die Schutzpolizei eingetretenen 
Schutzpolizeibeamten Anwendung. 
94. 


Die am 1. April 1926 vorhanden geweſenen Polizeiunterwachtmeiſter und Anwärter können beim Vor⸗ 
rücken in die Beſoldungsgruppe A 3 die Feſtſetzung ihres Beſoldungsdienſtalters nach vorſtehender Verordnung 
wählen. Entſcheiden ſie ſich für die vorſtehende Verordnung, ſo erhalten ſie die einmalige Belohnung gemäß 93 
Abf. 1 unter Anrechnung etwa bereits auf Grund der Verordnung vom 16. Juli 1925 gezahlter höherer Bezüge. 


9 5. i 
(1) Auf die nach $14 des Polizeibeamtengeſetzes zu einem anderen Polizeidienſtzweig zur Probedien leiſtun 
ohne Gehalt beurlaubten Schutzpolizeibeamten und auf die nach 5 15 a. a. O. in einen anderen Dienſzwag über 
geführten Polizeibeamten findet Ziffer 130 (1) P. B. V. bis zur unkündbaren Anſtellung Anwendung. 


(Vierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 26. Oktober 1927.) 
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(2) Bei der unkündbaren Anſtellung in einem Zweige des Polizeidienſtes wird den im Abſ. 1 genannten 
Beamten die über 8 Jahre hinausgehende Polizeidienſtzeit bis zu 5 Jahren auf das Beſoldungsdienſtalter 
angerechnet. Ziffer 27ff. P. B. V. finden ſinngemäß Anwendung. f 

(3) Iſt das Dienſteinkommen, das der Beamte zuletzt als kündbarer Schutzpolizeibeamter bezogen hatte, 
höher als das auf Grund des Abf. 2 zu gewährende, fo iſt das zuletzt bezogene Dienſteinkommen — Grundgehalt 
und Ortszuſchlag (Wohnungsgeldzuſchuß), dieſer jedoch nach dem Satze des neuen dienſtlichen Wohnſitzes —, ſoweit 
es das Höchſtgehalt der neuen Stelle nicht überſteigt, ſo lange weiterzuzahlen, bis der Beamte aus der neuen Stelle 
ein gleich hohes oder höheres Dienſteinkommen erhält, jedoch längſtens auf die Dauer von 3 Jahren. 


8 6. 
Abſchnitt A des §1 der Verordnung vom 16. Juli 1925 (Pr. Beſ. Bl. S. 166) wird aufgehoben; jedoch 
verbleibt es für die am 31. März 1926 vorhanden geweſenen Polizeiwachtmeiſter (S. B.) die nicht von dem Wahl⸗ 
recht des 84 Gebrauch gemacht haben, bei der bisherigen Regelung, ſofern dieſe günſtiger iſt. 


8 7. 
v1) Vorſtehende Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. April 1926 ab in Kraft. 
(2) Auf die vor dem 1. April 1926 ausgeſchiedenen Schutzpolizeibeamten finden die Vorſchriften dieſer Ver⸗ 
ordnung keine Anwendung. f a : i 
8 8 


Ausführungsbeſtimmungen zu dieſer Verordnung erläßt der Finanzminiſter im Einvernehmen mit dem 
Miniſter des Innern. 


Berlin, den 5. Oktober 1927. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Höpker Aſchoff. Grzeſinſki. 


(Nr. 13279.) Zweite Verordnung über die Lockerung der Wohnungszwangswirtſchaft. Vom 4. Oktober 1927. 


Auf Grund der 59 1, 6 und 10 des Wohnungsmangelgeſetzes vom 26. Juli 1923 (Reichsgeſetzbl. I S. 754), des 
952 Abſ. 1 Satz! des Geſetzes über Mieterſchutz und Mieteinigungsämter vom 30. Juni 1926 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 347) ſowie des 9 22 Satz 3 des Reichsmietengeſetzes vom 24. März 1922 (Reichsgeſetbl. S. 273) wird nach An⸗ 
hörung und, ſoweit erforderlich, mit Zuſtimmung des Reichsarbeitsminiſters folgendes angeordnet: 


815 

(1) Werden durch Teilung einer unbenutzten Wohnung von fünf oder mehr Wohnräumen neue räumlich 
und wirtſchaftlich ſelbſtändige Wohnungen hergeſtellt, ſo finden auf die neuen Wohnungen die Vorſchriften des 
Wohnungsmangelgefeges mit Ausnahme der 98 2, 8 und 17 Nummer 1 keine Anwendung; jedoch ift im Falle 
des $8 die Genehmigung der beteiligten Gemeindebehörden nicht erforderlich. 

(2) Das gleiche gilt, wenn im Einverſtändnis mit dem Mieter durch Teilung einer benutzten Wohnung der 
gleichen Größe neue räumlich und wirtſchaftlich ſelbſtändige Wohnungen hergeſtellt werden. 

(8) Als neue Wohnung gilt auch der Teil der bisherigen Wohnung, in dem eine Küche vorhanden war. 


82. 

Die Gemeindebehörde hat von der Durchführung einer Beſchlagnahme abzuſehen, wenn der Verfügungs⸗ 
berechtigte ſich bereit erklärt, innerhalb einer von der Gemeindebehörde zu beſtimmenden Friſt von mindeſtens vier 
Wochen durch Teilung einer Wohnung von fünf oder mehr Wohnräumen neue räumlich und wirtſchaftlich ſelb⸗ 
ſtändige Wohnungen herzuſtellen und innerhalb der Friſt die Arbeiten ausführt. 


ö a 83. 
Wohnungen, die in den Fällen des $1 hergeſtellt find, werden von den Vorſchriften des erſten Abſchnitts 


(58,1 bis 36) des Reichsgeſetzes über Miekerſchutz und Mieteinigungsämter ſowie von den Beſtimmungen des 
Reichsmietengeſetzes ausgenommen. 
94 


Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 4. Oktober 1927. 
Der Preußiſche Miniſter für Volkswohlfahrt. 
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